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Rentenwertbestimmungsverordnung 2025 

Wenn der Bundesrat der Verordnung zustimmt und verkündet hat, tritt sie am 1. Juli 2025 in Kraft. Am 30. 
April 2025 hat das Bundeskabinett beschlossen, dass die Renten um 3,74 Prozent angehoben werden 
sollen. Das ergäbe eine Anhebung des aktuellen Rentenwerts von gegenwärtig 39,32 Euro auf 40,79 Euro 
und entspricht der geplanten Rentenanpassung von 3,74 Prozent. Das bedeutet: Für eine Standardrente bei 
durchschnittlichem Verdienst und 45 Beitragsjahren ergibt sich ein Anstieg der Rente von 66,15 Euro im 
Monat. 
Hintergrund: Bis zum 1. Juli 2025 gilt für das Rentenniveau die Haltelinie in Höhe von 48 Prozent. Da der 
aktuelle Rentenwert im vergangenen Jahr aufgrund der Niveauschutzklausel (§ 255e SGB VI) auf den für die 
Einhaltung des Mindestsicherungsniveaus von 48 Prozent erforderlichen aktuellen Rentenwert angehoben 
wurde, erfolgt die Rentenanpassung (entsprechend § 255i SGB VI) zum 1. Juli 2025 ebenfalls nach dem 
Mindestsicherungsniveau. Der aktuelle Rentenwert wird also zu 1. Juli 2025 so hoch festgesetzt, dass mit 
diesem neuen aktuellen Rentenwert das Mindestsicherungsniveau von 48 Prozent erreicht wird. 
Quellen: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Sozialgesetzbuch VI 
 

100 Förderpakete für Ehrenamtliche 
(gekürzt) 15.04.2025 Paderborn: Die Energie-Gruppe Westfalen Weser unterstützt gemeinnützige Projekte 
mit je 1.000 Euro. Ab sofort läuft die Bewerbungsphase für die beliebten Förderpakete im Wettbewerb „Ideen 
werden Wirklichkeit - 100 Förderpakete für Vereine in der Region!“ der Westfalen Weser Energie-Gruppe. 
Gemeinnützige Organisationen, Initiativen und Vereine aus der Region haben bis zum 24. August 2025 Zeit, 
sich um eines von 100 Förderpaketen in Höhe von je 1.000 Euro zu bewerben. Unterstützt werden Projekte, 
die das Ehrenamt stärken und das Miteinander vor Ort fördern, sei es im sozialen, kulturellen oder 
ökologischen Bereich. Die Bewerbung erfolgt online und ist unkompliziert. Die Projekte müssen ehrenamtlich 
getragen werden und lokal wirken. Wer eines der Förderpakete erhält entscheidet eine Jury und wird im 
Sommer mitgeteilt. 
Quelle: FreiwilligenServer Niedersachsen/Aktuelles 
 

Rentensplitting 
(gekürzt, v. 25.04.25) Häufig sind in der Ehezeit erworbene Rentenansprüche von Frauen und Männern 
unterschiedlich hoch. Wichtig: Durch das Rentensplitting können Ehepaare diese Anwartschaften 
partnerschaftlich teilen und sich eine einkommensunabhängige Alternative zur Witwen- oder Witwerrente 
schaffen. Außerdem soll damit die eigenständige Alterssicherung von Frauen verbessert werden. Dies teilt 
die Deutsche Rentenversicherung (DRV) mit. Bei der Entscheidung für das Rentensplitting entfällt der 
Anspruch auf eine Witwen- oder Witwerrente. Beim Rentensplitting werden die in der Ehezeit erworbenen 
Ansprüche gleichmäßig auf beide Partner aufgeteilt und beide so gestellt, als hätten sie während der Ehe 
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gleich hohe Beiträge in die Rentenkasse gezahlt. Der Partner mit den höheren Rentenanwartschaften gibt 
einen Teil seiner Ansprüche an den anderen Partner ab. Für das Splitting können sich Eheleute 
entscheiden, bei denen jeder mindestens 25 Jahre an rentenrechtlichen Zeiten zurückgelegt hat. Bedingung 
ist ferner, dass die Ehe entweder nach dem 31. Dezember 2001 geschlossen wurde oder beide Partner 
nach dem 1. Januar 1962 geboren worden sind. Die Splittingzeit beginnt jeweils mit dem Monat der 
Eheschließung und endet spätestens im Rentenalter oder wenn der Tod eines Partners eintritt. Eine 
gemeinsame Erklärung beider Eheleute gegenüber der gesetzlichen Rentenversicherung ist notwendig, um 
das Splitting herbeizuführen. Da das Versicherungsleben beider Eheleute abgeschlossen sein muss, kann 
die Erklärung frühestens sechs Monate vor dem Zeitpunkt abgegeben werden, an dem beide Partner die 
Regelaltersgrenze erreichen und Anspruch auf eine Altersvollrente haben. Innerhalb von zwölf Monaten 
nach dem Tod eines Partners kann sich der Hinterbliebene auch noch allein für das Splitting und damit 
gegen ein Witwen- oder Witwerrente entscheiden. Das Rentensplitting ist für alle Beteiligten verbindlich. Die 
Regelungen zum Splitting gelten auch für eingetragene Lebenspartnerschaften sinngemäß. 
Quellen: Ihre Vorsorge, Deutsche Rentenversicherung > Broschüre: „Rentensplitting – partnerschaftlich teilen“ 
 

Rente und Steuererklärung 
Unterstützung für die Steuererklärung in der Rente bietet die kostenlose „Information über die Meldung an 
die Finanzverwaltung“. Die Bescheinigung gibt einen Überblick über alle steuerrechtlich relevanten Beträge, 
die für das Jahr 2024 automatisch von der gesetzlichen Rentenversicherung an die Finanzverwaltung 
übermittelt wurden.  
Erstmaliger Antrag: Rentnerinnen und Rentner, die diese Information bereits in einem der Vorjahre angefragt 
haben, erhalten sie 2025 automatisch. Erstmalig beantragen kann man sie unter www.deutsche-
rentenversicherung.de/steuerbescheinigung. 
Elektronische Daten: Antragstellende müssen ihre steuerrechtlich relevanten Beträge seit 2019 nicht mehr 
selbst in die Steuererklärung eintragen. Die Beträge liegen dem Finanzamt als elektronische Daten, den 
„eDaten“, bereits vor. Nur Korrekturen bei falschen oder unvollständigen Daten müssen vermerkt werden. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung (DRV), Ihre Vorsorge 
 

Rentenbeitrag: Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der Pflege 
(v. 17.04.2025) Rentnerinnen und Rentner, die mehr als ein Kind im Alter von unter 25 Jahren haben, müssen 
ab diesem Monat (März 2025) einen geringeren Beitrag zur Pflegeversicherung zahlen. Darauf macht die 
Deutsche Rentenversicherung (DRV) mit Verweis auf das Gesetz aufmerksam. Mit dem im Frühjahr 2023 
vom Bundestag verabschiedeten Gesetz wurde beschlossen, dass die Höhe der Beiträge zur sozialen 
Pflegeversicherung für Eltern mit mindestens zwei Kindern unter 25 Jahren zu staffeln ist. Die Staffelung 
erfolgt über einen Beitragsabschlag, der ab dem zweiten bis zum fünften Kind jeweils 0,25 Prozent beträgt. 
Dadurch soll der zusätzliche wirtschaftliche Aufwand der Kindererziehung bei der Berechnung der Beiträge 
angemessen berücksichtigt werden. Mit der Beitragsstaffelung wird eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 7. April 2022 umgesetzt. Danach ist es mit dem Grundgesetz unvereinbar, 
dass Eltern in der Pflegeversicherung unabhängig von der Zahl der von ihnen betreuten und erzogenen 
Kinder die gleichen Beiträge zahlen wie Kinderlose. Das Gesetz sah auch die Entwicklung eines digitalen 
Verfahrens vor, mit dem die Rentenversicherung die Anzahl und das Alter der Kinder automatisch ermitteln 
kann. Dieses Verfahren steht jetzt zur Verfügung. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
 

Standesamt-Verzicht hat Nachteile 
Wer ausschließlich kirchlich heiratet, ist zwar vor Gott, nicht aber vor dem Gesetz getraut, mit allen damit 
verbundenen Nachteilen. Rechtlich und finanziell macht es einen großen Unterschied, ob eine Ehe nach 
deutschem Recht anerkannt ist oder nicht. Darauf weist die Verbraucherorganisation Geld und Verbraucher 
(GVI) hin. So haben rein kirchlich verheiratete Paare keinen Anspruch auf das steuerlich oft vorteilhafte 
Ehegattensplitting. Besteht bei einem der Partner ein medizinischer Notfall, hat der jeweilige andere keine 
rechtliche Entscheidungsbefugnis, weil er nicht als Ehegatte anerkannt ist. Stirbt einer der Partner, hat der 
jeweils andere auch keinen Anspruch auf eine Witwen- oder Witwerrente. Auch in Sachen Erbe ergeben sich 
für lediglich kirchlich verheiratete Paare Nachteile gegenüber standesamtlich Getrauten. Die/der 
Überlebende gilt erbrechtlich nämlich als Fremder, selbst wenn die Partnerschaft Jahrzehnte bestand. Wird 
dieser nicht ausdrücklich in einem gültigen Testament bedacht, so hat er auch keinerlei Ansprüche auf den 
Nachlass. Doch selbst wenn der überlebende Partner testamentarisch bedacht wurde, hat er steuerliche 
Nachteile beim Erbe. Als Ehepartner stünden ihm Werte von bis zu 500.000 Euro steuerfrei zu, ohne 
gesetzliche Eheschließung wird bereits ab 20.000 Euro Nachlasswert Erbschaftsteuer fällig. Gehen aus der 
Partnerschaft Kinder hervor, kann es zu weiteren finanziellen Nachteilen gegenüber einem vergleichbaren 



 
BERUFSSCHULLEHRERVERBAND 
NIEDERSACHSEN e.V. 
 

 
 
Paar mit standesamtlicher Trauung kommen, wenn die Partnerschaft zerbricht. Alleinerziehende können in 
diesem Fall nur bis zum Kindesalter von drei Jahren Unterhaltsansprüche für sich geltend machen, so die 
GVI. Voraussetzung dafür ist, dass das Kind ausdrücklich als seines anerkannt wird. Sind Ehepartner zum 
Zeitpunkt der Geburt eines Kindes standesamtlich verheiratet, gilt der Ehepartner grundsätzlich als Vater. 
Quellen: Verbraucherorganisation Geld und Verbraucher, Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
 

Rente: Kindererziehungszeiten 
(8.5.2025) Frauen erhalten als langjährige Versicherte fast ein Drittel weniger gesetzliche Rente als Männer, 
so die Deutsche Rentenversicherung (DRV). Ein Grund dafür ist der, dass Frauen ihre Erwerbstätigkeit für 
die Kindererziehung oft unterbrechen oder reduzieren. Oft vergessen wird aber hierbei, dass gewisse 
Zeitspannen für die Kindererziehung eine direkte Auswirkung auf die Höhe der Rente oder überhaupt ein 
Rentenanspruch entsteht, für den es eine Mindestversicherungszeit benötigt. 
Die gesetzliche Rentenversicherung rechnet bestimmte Zeitspannen der Kindererziehung so an, als wären in 
dieser Zeit eigene Rentenbeiträge aufgrund des Durchschnittsverdienstes aller Versicherten gezahlt worden. 
Kindererziehungszeiten können gutgeschrieben werden, und zwar für Geburten vor 1992 bis zu 30 Monate, 
für Geburten ab 1992 bis zu 36 Monate. Die Zahlung von Pflichtbeiträgen an die Rentenkasse übernimmt 
der Bund für diese Monate, das sind für die Rente umgerechnet 39,32 Euro pro Monat. Außerdem können 
neben den Kindererziehungszeiten auch Berücksichtigungszeiten im Umfang von zehn Jahren für jedes 
Kinder anerkannt werden. Dadurch werden Lücken in der Versicherungsbiografie geschlossen, die zu einer 
besseren Bewertung anderer Zeiten führen. Kindererziehungs- und Berücksichtigungszeiten wegen der 
Kindererziehung werden immer nur einem Elternteil zugeordnet, und zwar demjenigen der das Kind 
überwiegend erzogen hat. Ohne dass der Erziehungsanteil eines Elternteils überwiegt, wird der Mutter die 
Erziehungszeit zugerechnet. Die Erziehung kann zwischen den Elternteilen aufgeteilt oder ganz dem Vater 
zugeordnet werden. Eine übereinstimmende Erklärung für die Zukunft ist erforderlich.  
Die Anrechnung der Kindererziehungszeiten erfolgt nicht automatisch, sie muss beantragt werden. Ist bereits 
einmal ein Antrag gestellt worden muss das nicht erneut getan werden. Der Passus „Kindererziehungszeit“ 
sollte nicht aus dem Blick verloren werden. Das ist über - Mein Kundenportal - bei der DRV problemlos 
möglich. Der Versicherungsverlauf ist hier einzusehen und kann heruntergeladen werden, sowie alle 
Anliegen im Rahmen der gesetzlichen Rente über einen Zugang ebenfalls: www.deutsche-
rentenversicherung.de/kundenportal. Das Dokument DRV-Online-Service: http://www.eservice-
drv.de/SelfServiceWeb/ informiert über Renteninformation und Lückenauskunft unkompliziert. 
Antrag auf Feststellung: Wenn das Kind das zehnte Lebensjahr vollendet hat, ist der richtige Zeitpunkt. Das 
Formular V0800 kann bequem mit den Online-Diensten der DRV bestellt werden. Wird ein Riestervertrag 
bespart, ist es ratsam den Antrag bereits am Tag nach der Vollendung des vierten Lebensjahres des Kindes 
zu stellen. Sollen die Zeiten dem Vater zugeordnet werden, muss eine sogenannte gemeinsame Erklärung 
(Formular V0820) sofort abgegeben werden, da diese nur für die Zukunft und zwei Kalendermonate 
rückwirkend gilt. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
 

Pflegekasse zahlt Rentenbeiträge (Ergänzung zu Nr.195 Abs.1) 
Additionspflege und Mehrfachpflege bedeutet, dass eine Person mehrere Pflegebedürftige pflegt, zum 
Beispiel eine Tochter sowohl Mutter wie auch Schwiegervater. Kommt es dabei auf insgesamt mindestens 
10 Stunden Pflege an mindestens zwei Tagen und sie arbeitet nebenbei nicht mehr als 30 Stunden, zählt 
das für die eigene Rente. 
Mehrfachpflege heißt, dass sich mehrere Angehörige, Nachbarn und Bekannte die Pflege eines 
Pflegebedürftigen teilen, zum Beispiel teilen sich Geschwister die Pflege des Vaters. Auch das zählt für die 
Rente, wenn eines der beiden Geschwisterteile die Voraussetzungen erfüllt oder beide. 
Rentenbeiträge der Pflegeperson: Laut Bundesgesundheitsministerium werden Pflegepersonen so gestellt, 
als bekämen sie ein monatliches Arbeitseinkommen zwischen 668,12 und 3.465,00 Euro (Werte 2024 – alte 
Bundesländer). Daraus ergibt sich der Rentenanspruch. 
Die monatliche Rente für ein Jahr Pflege beträgt je nach Aufwand und Grad derzeit etwa 6,65 bis zu 35,00 
Euro. 
Die Werte dafür werden jährlich neu festgelegt und entsprechend berechnet. 
Wie hoch der persönliche Rentenanspruch genau ist und wie sich das auf die eigene Rente auswirkt, hängt 
davon ab, wie viele Stunden die Pflege umfasst und welchen Pflegegrad der oder die Pflegebedürftige hat. 
Dazu berät die Deutsche Rentenversicherung unter der kostenlosen Telefonnummer 0800 1000 4800. 
Tipp: Expertenforum nutzen 
Hier werden Fragen zu dem Thema Rente und Reha von erfahrenen Expertinnen und Experten der 
Deutschen Rentenversicherung (DRV) und der DRV-Knappschaft- Bahn-See beantwortet. 
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Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
 
 
 
 
 
 
 


